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BESCHLUSS 2010/638/GASP DES RATES 

vom 25. Oktober 2010 

über restriktive Maßnahmen gegen die Republik Guinea 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf 
Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 27. Oktober 2009 als Reaktion auf das gewalt­
same Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen politische Demons­
tranten am 28. September 2009 in Conakry den Gemeinsamen 
Standpunkt 2009/788/GASP über restriktive Maßnahmen gegen 
die Republik Guinea angenommen ( 1 ). 

(2) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 den Beschluss 
2009/1003/GASP zur Änderung des Gemeinsamen Standpunkts 
2009/788/GASP ( 2 ) angenommen, in dem zusätzliche restriktive 
Maßnahmen festgelegt wurden. 

(3) Der Rat hat am 29. März 2010 den Beschluss 2010/186/GASP 
zur Änderung des Gemeinsamen Standpunkts 2009/788/GASP 
angenommen ( 3 ). 

(4) Nach einer Überprüfung des Gemeinsamen Standpunkts 
2009/788/GASP sollten die restriktiven Maßnahmen bis zum 
27. Oktober 2011 verlängert werden. 

(5) Die Durchführungsbestimmungen der Union sind in der 
Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 des Rates vom 22. Dezember 
2009 zur Einführung bestimmter restriktiver Maßnahmen gegen­
über der Republik Guinea ( 4 ) festgelegt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ANGENOMMEN: 

▼M6 __________ 

▼B 

Artikel 3 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforderlich sind, 
um den im Anhang aufgeführten Personen, die nach den Feststellungen 
der Internationalen Untersuchungskommission die Verantwortung für 
die Ereignisse vom 28. September 2009 in Guinea tragen, und den 
mit ihnen in Verbindung stehenden Personen die Einreise in oder die 
Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

▼B 
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(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eige­
nen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

(3) Absatz 1 berührt nicht die Fälle, in denen ein Mitgliedstaat durch 
eine andere völkerrechtliche Verpflichtung gebunden ist, und zwar 

a) wenn er Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen Organi­
sation ist, 

b) wenn er Gastland einer internationalen Konferenz ist, die von den 
VN einberufen wurde oder unter deren Schirmherrschaft steht, 

c) im Rahmen eines multilateralen Abkommens, das Vorrechte und 
Immunitäten verleiht, oder 

d) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat Vatikan­
stadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags. 

(4) Absatz 3 ist auch in den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat Gast­
land der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) ist, als anwendbar anzusehen. 

(5) Der Rat ist in allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat eine Aus­
nahme aufgrund der Absätze 3 oder 4 gewährt, ordnungsgemäß zu 
unterrichten. 

(6) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den Maßnahmen 
nach Absatz 1 in den Fällen zulassen, in denen die Reise aufgrund 
einer humanitären Notlage oder aufgrund der Teilnahme an Tagungen 
auf zwischenstaatlicher Ebene — einschließlich solcher, die von der 
Union unterstützt werden oder von einem Mitgliedstaat, der zu dem 
Zeitpunkt den OSZE-Vorsitz innehat, ausgerichtet werden — gerecht­
fertigt ist, wenn dort ein politischer Dialog geführt wird, durch den 
Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in der Republik 
Guinea unmittelbar gefördert werden. 

(7) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 6 zulassen 
möchte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. Die Ausnahme gilt 
als gewährt, wenn nicht von einem oder mehreren Mitgliedern des Rates 
innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang der Mitteilung über die 
vorgeschlagene Ausnahme schriftlich Einwand erhoben wird. Erheben 
ein oder mehrere Mitglieder des Rates Einwand, so kann der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit beschließen, die vorgeschlagene Ausnahme zu 
gewähren. 

(8) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der Absätze 3, 
4, 6 und 7 den im Anhang aufgeführten Personen die Einreise in sein 
Hoheitsgebiet oder die Durchreise durch dieses Gebiet genehmigt, gilt 
die Genehmigung nur für den Zweck, für den sie erteilt wurde, und für 
die davon betroffenen Personen. 

Artikel 4 

▼M1 
(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im Besitz 
oder im Eigentum der im Anhang aufgeführten Personen, die nach den 
Feststellungen der Internationalen Untersuchungskommission die Ver­
antwortung für die Ereignisse vom 28. September 2009 in Guinea tra­
gen, und mit ihnen verbundenen natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen stehen oder von diesen gehalten oder 
kontrolliert werden, werden eingefroren. 

▼B 
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(2) Den in der Liste im Anhang aufgeführten natürlichen oder juris­
tischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen dürfen weder un­
mittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden oder zugute kommen. 

(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaates kann unter den ihr 
angemessen erscheinenden Bedingungen die Freigabe oder die Bereit­
stellung bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressour­
cen genehmigen, nachdem sie festgestellt hat, dass diese Gelder oder 
wirtschaftlichen Ressourcen: 

a) zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der im Anhang aufgeführten 
Personen und ihrer unterhaltsberechtigten Familienangehörigen, unter 
anderem für die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hy­
potheken, Medikamenten und medizinischer Behandlung, Steuern, 
Versicherungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungsein­
richtungen notwendig sind; 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Rück­
erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Bereitstellung 
rechtlicher Dienste dienen; 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für die 
routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrorener Gelder 
oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen; oder 

d) für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich sind, vo­
rausgesetzt, dass die zuständige Behörde der zuständigen Behörde 
der anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mindestens zwei 
Wochen vor Erteilung der Genehmigung mitgeteilt hat, aus welchen 
Gründen sie der Auffassung ist, dass eine spezifische Genehmigung 
erteilt werden sollte. 

Ein Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kom­
mission von den Genehmigungen, die er nach Maßgabe dieses Absatzes 
erteilt hat. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden 
eines Mitgliedstaates die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder 
oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die nachstehenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand eines 
Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrechts, das vor dem Datum, an 
dem die in Artikel 4 Absatz 1 genannte natürliche oder juristische 
Person, Organisation oder Einrichtung in den Anhang aufgenommen 
wurde, von einem Gericht, einer Verwaltungsstelle oder einem 
Schiedsgericht angeordnet oder festgestellt wurde, oder sie sind Ge­
genstand einer vor diesem Datum ergangenen Entscheidung eines 
Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts; 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der 
anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften über die 
Rechte des Gläubigers ausschließlich zur Erfüllung der Forderungen 
verwendet, die durch ein solches Sicherungs- oder Zurückbehal­
tungsrecht gesichert sind oder deren Bestehen in einer solchen Ent­
scheidung anerkannt worden ist; 

c) das Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht oder die Entscheidung 
begünstigt nicht eine im Anhang aufgeführte natürliche oder juristi­
sche Person, Organisation oder Einrichtung; und 

d) die Anerkennung des Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrechts oder 
der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur öffentlichen Ord­
nung des betreffenden Mitgliedstaats. 

Ein Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kom­
mission von den Genehmigungen, die er nach Maßgabe dieses Absatzes 
erteilt hat. 

▼B 
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(5) Absatz 2 gilt nicht für die Gutschrift auf eingefrorene Konten 
von: 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten; oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflich­
tungen, die vor dem Datum geschlossen wurden oder entstanden 
sind, ab dem diese Konten dem Gemeinsamen Standpunkt 
2009/788/GASP unterliegen, 

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen wei­
terhin unter Absatz 1 fallen. 

Artikel 5 

(1) Der Rat nimmt auf Vorschlag eines Mitgliedstaats oder des Ho­
hen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik Änderungen 
an der Liste im Anhang vor, falls es die politischen Entwicklungen in 
der Republik Guinea erfordern. 

(2) Der Rat setzt die betreffende Person entweder auf direktem Weg, 
falls ihre Anschrift bekannt ist, oder durch die Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung von seinem Beschluss und den Gründen für die Auf­
nahme in die Liste in Kenntnis, und gibt ihr Gelegenheit zur Stellung­
nahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige 
neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen Beschluss und 
unterrichtet die betreffende Person entsprechend. 

Artikel 6 

Damit die vorstehend genannten Maßnahmen größtmögliche Wirkung 
entfalten können, empfiehlt die Europäische Union Drittstaaten, restrik­
tive Maßnahmen analog zu den in diesem Beschluss vorgesehenen zu 
ergreifen. 

Artikel 7 

Der Gemeinsame Standpunkt 2009/788/GASP wird aufgehoben. 

Artikel 8 

(1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

▼M8 
(2) Dieser Beschluss gilt bis 27. Oktober 2016. Er wird fortlaufend 
überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert oder geändert, wenn der 
Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden. 

▼B 
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ANHANG 

Liste der Personen nach den Artikeln 3 und 4 

Name 
(und ggf. Aliasname) 

Angaben zur Identität 
(Geburtsdatum und -ort, 

Reisepass-Nr./ 
Personalausweis-Nr., usw.) 

Begründung 

1. Hauptmann Moussa 
Dadis CAMARA 

Geburtsdatum: 1.1.1964 
oder 29.12.1968 

Pass: R0001318 

Person, die laut der internationalen Un­
tersuchungskommission die Verantwor­
tung für die Ereignisse vom 28. Septem­
ber 2009 in Guinea trägt 

2. Major Moussa Tiég­
boro CAMARA 

Geburtsdatum: 1.1.1968 

Pass: 7190 

Person, die laut der internationalen Un­
tersuchungskommission die Verantwor­
tung für die Ereignisse vom 28. Septem­
ber 2009 in Guinea trägt 

3. Oberst Dr. Abdou­
laye Chérif DIABY 

Geburtsdatum: 26.2.1957 

Pass: 13683 

Person, die laut der internationalen Un­
tersuchungskommission die Verantwor­
tung für die Ereignisse vom 28. Septem­
ber 2009 in Guinea trägt 

4. Oberleutnant Abou­
bacar Chérif (alias 
Toumba) DIAKITÉ 

Person, die laut der internationalen Un­
tersuchungskommission die Verantwor­
tung für die Ereignisse vom 28. Septem­
ber 2009 in Guinea trägt 

5. Oberleutnant 
Jean-Claude PIVI 
(alias Coplan) 

Geburtsdatum: 1.1.1960 Person, die laut der internationalen Un­
tersuchungskommission die Verantwor­
tung für die Ereignisse vom 28. Septem­
ber 2009 in Guinea trägt 

▼M1 
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